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Vom Rei eh.

il.

Seit der vorigen Woche haben sich mehrere Bedenken gehoben, die wir über
die Stellung der ucnerrichteten Centralgewalt ausznsprechen uns veranlaßt sahen.
Erzherzog Johann hat feierlich erklart, veranlaßt durch sehr bestimmte Andeu¬
tungen in der Rede des Präsidenten v. Gagern, er werde sich der Neichsver-
weserschast ausschließlich widmen und seine Stellung bei dem östreichischen Reichs¬
tage niederlegen. Eine solche Erklärung zerstreut die letzten Schatten, welche sich
noch über die allgemeine freudige Anerkennung des NeichsverweserS ausbreiteten.
Wir haben nun nicht mehr zu befürchten,zum Nebeulaud eines mitteleuropäischen
Kaiserreichs herabgesetztzu werden und der Wiener Particnlarismus wird seine
Freude über die vermeintliche Zusichernng des Erzherzogs, die getreuen Stünde
des deutschen Reichs nach Wien zu verlegen, wohl fahren lassen müssen. Es ist
beiläufig mit diesem ParticulciriSmus eine eigene Sache. Wenn es ins Ideelle
geht, so gibt man ihn leicht auf uud es genügt kaum Weltbürger zu sein: selbst
die Welt erscheint als eine zu euge Umgrenzung für das Herz des allumfassenden
Kosmopoliten. In materiellen Fragen wird die Entscheidung schwerer. Herr
Berg er ist einer der wenigen Oestreicher, welche sich der „ äußersten Linken" an¬
geschlossen haben, Mser Partei, „w
Grenzen aller Staaten UreiM» will; wo es aber^M^Geld^geht, „dq, .soll,.die
Grenze"nm 'kelnen Zoll Zeichen und wäre sie nicht stärker als ein Seidenfaden.
Als das G^dau^fnHrverbvt der östreichischen Regierung, das den gerechten Un¬
willen von ganz Deutschland auf sich gezogen hat, in Frankfurt zur Sprache kam,
fand sich Herr Berger und neben ihm die Herren Schilling und Giskra, gleich¬
falls Dcpntirte der Linken, veranlaßt, den östreichischen Particnlarismus lebhast
in Schutz zu nehmen, — eiu schlimmes Omen für die nahe bevorstehenden Ver¬
handlungen über die Einigung der deutschen Zoll- und Handelsverhältnisse. Es
ist erfreulich, daß sich die Nationalversammlung in ihrer Erklärung über das Un¬
gerechte und Unpätriotischejener Maßregel nicht hat stören lassen.

Nur wird leider in solchen Fällen, wo es auf ein männliches Auftreten an-
»mint, die Nationalversammlung in der Regel eben so diplomatisch zart, als sie

Wst dein Wehen ihres Geistes freien Spielraum läßt. Was heißt das, dem
ialservvu Oestreich zu erklären, jeues Ausfuhrverbot sei „undeutsch" u. dergl.?

Reichsherwesermüßte anfgesordcrt werden, sofort dem Kaiser von Oestreich
anzuzeigen, d<ch matt jene Maßregel selbst unter kriegführendenNationen scheue,

! . s ^ befreundetenStaaten, ja, wie es jetzt sein soll, bei Theilen Eines
isreiizvolen.>„. ^
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Staates geradezu unerhört zu nennen und daher augenblicklichabzustellen sei.
Die naiven Bemerkungen der radikalen Herren Giskra und Berger, Oestreich
brauche sein Geld, um die rebellischen Italiener zn Paaren zu treiben und könne
daher vorlänfig seine deutschenGläubiger uicht bezahlen, übrigens sei es auch
anständig von Deutschland, die Ehre, Oestreich in seinen Schovß aufzunehmen,
mit einigen Millionen zu erkaufen: Deutschlands Einheit gehe ja über Alles, diese
Naivität, um mich eines passenderen Ausdrucks zu enthalten, kann nur von einem
Robert Blum aus eine schickliche Weise beantwortet werden, nnd ich schließe
mich diesmal den Worten dieses Redners: das sei eine schöne Einheit, wo zu
Gunsten von 10 Millionen die übrigen 30 des deutscheu Reichs um ihr Geld be¬
trogen werden sollten, von ganzer Seele an.

Ja.....wir wollen Eins mit euch sein, ihr Brüder in Oestreich! aber Eins im
Recht, nicht Eins in jenen ideellen, lustigen Beziehungen, wie man sie mit Tusche
auf der Landkarte für den Elementarnnterricht aufzeichnet. Mit ench haben wir
dem verbannten Tyrannen unsern Fluch nachgerufen, als ihr ihu vou ench auS-
triebt, jenem Tyrannen, der eine abscheuliche Scheidewand zwischen Brüdern ge¬
zogen hatte, aber hütet euch, auf eiue wo möglich noch gehässigere Art jene
Scheidewand von Neuem aufzurichten. Ihr seid noch immer gewöhnt, hinaus
„in's Reich" zu blicken, was ihr auch vou Einheit sprecht; verlerntes! Und wenn
es euch gelänge, selbst jenes Project zu realisiren und Wien zur Hauptstadt Deutsch¬
lands zu machen, ihr werdet nicht Eins sein mit dem Reich, wenn ihr nicht jene
Fictionen vou euch werft nnd Eins mit ihm werdet im Recht. Flieht die ver¬
führerische Stimme eurer Specnlanten, ihre Weisheit ist Thorheit. Die Zeiten
sind dahin, wo Einer gut fortkam, wenn er den Andern übervorthcilte.

Was übrigens den Sitz der Centralgewalt betrifft, so liegt es in der Natur
der Sache, daß von Wien eben so wenig die Rede sein kann als von Berlin.
Nicht nnr die geographische Lage beider Städte verbietet das, sondern auch ihre
politische Stellung. An einen Wechsel zwischen beiden ist eben so wenig zn denken.
Frankfurt hat das historische Recht für sich und seine günstige Stellung als Frei¬
staat. Die Unionsstadt der deutschen Stämme — unser Washington ^ muß
frei seiu vou allen EinflüssenpartikularistischerTendenzen, wäre es auch nur, um
den üblen Schein zn vermeiden. Dagegen ist nicht zu verkennen, 'daß die geogra¬
phische Lage Frankfurts eiue höchst ungünstige ist. Die unmittelbare Nähe der
französischen Grenze, die große Entfernung von allen Centralpuntten des deutsche»
Lebens, die durch die fehlende Eisenbahnverbindungnoch vermehrt wird, lassen die
Wahl eines andern Sitzes als dringend wünschenswert!)erscheinen. Man hat
mehrfach auf Leipzig angespielt, nnd wir wüßten in der That keine günstigere
Combination. Daß Sachsen nicht reichsunmittelbar ist, bleibt vor der Hand ein
zwar nur formelles, aber unauflösliches Hinderniß. Wenn aber der erste Schwin¬
del mit dem Banen in's Große, Unbestimmte,Blaue sich gelegt haben, wenn nnkil
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anfangen wird, die wahre Realität der Freiheit in der größtmöglichenSelbststän-
digkcit der einzelnen Gemeinden zu suchen, wenn dann die „Landesstädte" durch
die Freiheit ihrer Verfassung mit den „Reichsstädten" zu wetteifern befähigt sind,
dann wird man über die alten Traditionen der Legitimität hinweggehenkönnen
und die Wahl des deutschen Centralpnnkts lediglich nach Gründen der Zweck¬
mäßigkeitbestimmen.

Eigentlich ist diese Legitimität eine zweideutige. Die Centralgewalt beruhte
bisher in dem Bundestag und es wird nicht leicht ein politisches Institut gefun¬
den werden, das größern Haß und größere Verachtung aus sich gezogen hätte.
Dieser MMdxMg besteht nicht mehr. Sein Scheiden war würdevoller..als. .sei«
Leben. Seit der Revolution sowohl in Beziehung auf seine Stellung als auf
seine Zusammensetzung einer vollständigenReorganisation unterzogen, trug er doch
die Sünden seines alten Namens und wurde bald als „Briefträger", bald als „Leiche",
bald als „Gespenst" der Kinderspott sämmtlicher Radikalen, das absolute Object des
Humors, an dem auch der Dumme seinen Witz schärfte. In dem Vorparlament
wie in dem Fünfziger-Ausschuß stand ihm eine illegitime Macht gegenüber uud
um so bitterer traf ihn ihr Spott. Erst durch die Nationalversammlung war der
Weg des Gesetzes wieder betreten. Auch hier verfehlte die Linke nicht, in sehr
wohlfeilem und überflüssigem Heroismus die Versammlung — welche man we¬
nigstens als diplomatisches Corps, als Gesandte der einzelnen
Staaten bei der Centralgewalt hätte respectiren sollen — zu bru-
talisuen. Es mußte doch irgend ein Gegenstand sein, an dem die Männer des
»Volts" ihre Grobheit auslasscu konnten; an Prenßen wagte mau sich uicht mehr
recht, weil in der neuen Versammlung auch dieser bisher nur als Vogelscheuche
benutzte Staat seine Vertreter und seine Vertheidiger fand. Nnr durch zwei Ab¬
geordnete in dein Parlament vertreten, setzte der Bundestag den fortwährenden ge¬
hässigen Angriffen eine himmlische oder diplomatische Sanftmuth entgegen. Endlich
erfolgte von Seiten des Parlaments die Wahl des Reichsverwesersund zugleich
die Aufhebung des Bundestags. Hier haben die Repräsentanten der Regierungen
eben so schicklich als offen gehandelt. Gleich nach der Wahl erklärten sie im Na¬
men ihrer Regierungen die ansrichtige Anerkennungderselben; eine Anerkennung,
aus die wenigstens der Neichsvcrwescr, der doch zunächst auf die kräftige Unter-
Atzung von Seiten der einzelnen Staaten angewiesen war, ein größeres Gewicht
egen mußte als die Demagogen, deren wesentlichster Zweck darin bestand, die
rast derselben zu untergraben. Der Bundestag legte darauf die volle Gewalt, in
ereu besitz er sich bis dahin befunden hatte, in die Hände des Reichsverwesers

'"^er und löste sich selber auf.
L U.die deutsche Staatsverfassung, die. seit 1«l1 zu Recht bestand, nun

aus MWMU Mg^ und der.neue.Zustand. rxMK begründet: für
le Emeutters^» Prosesston ein eben so hetrübendes Ereignis,.M es Jedem,

17*
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sder eine geordnete Entwickelung der deutschen Verfassung für möglich und noth¬
wendig hält, zur Geuugthuuug gereichen muß. Dnrch die doppelte Anerkennung
von Seiten der Repräsentanten der Regierungen und der Repräsentanten der Vvlks-
stämme, die im Parlament sitzen, ist die Wahl des Erzherzogs zum provisorischen
Reichsverweser über alle Zweifel erhaben und jeder Protest gegen dieselbe, von
welcher Seite er auch kommen möge, fortan null und nichtig. Wir kommen auf
diesen Umstand noch einmal zurück.

Die Radikalen verlieren nun ein nencs Stichblatt ihrer memorirten Begeiste¬
rung. Die Censur ist ihnen genommen, der Bundestag, die absoluten Negierungs-
formen; sie werden bei ihrer grenzenlosenArmuth sich bald genöthigt sehen, als
ehrsame Ritter von la Manch« dnrch feierliche Volksbeschlnsse politische Wind¬
mühlen zu Niesen der Reaction dccrctiren zn lassen.

Es fragt sich nun: soll der Bundestag in keiner Weise ersetzt werden? Meh¬
rere Redner der linken Seite — irre ich nicht, auch Herr Robert Blum —
haben sich geneigt erklärt, neben den Reichsverweser und die Nationalversammlung
eine Staatcnkammer, nach Art der nordamerikanischen, eintreten zu lasse». Hier
muß ich nun radikaler sein als die Radikalen. Eine Staatenkammer könnte ent¬
weder nach dem numerischenVerhältniß des jetzigen Bundestags, oder uach der
Bevölkerungszahl der einzelnen Staaten zusammengesetzt sein. Im letzten Fall
wäre sie eine zweite Auslage der Nationalversammlung, also etwas Ueberflüssigcs
und Zweckloses. Mit der ersten Fassung würden die Staaten Lippe-Detmold, An¬
halt-Dessau, Lichtensteiu u. s. w. sich wohl einverstanden erklären, Oestreich und
Preußen aber ganz und gar nicht. Es fällt uus gar nicht ein, dem Fürsten von
Renß oder von Schaumburg in einer gesetzgebenden Versammlung eben so viel,
oder ein Viertel so viel Stimmen zuzuerkennen, als dem cvustitutionellenKönig
von Preußen, der selber keine andere Macht haben soll, als die Beschlüsse von
16 Millionen vollziehen zu lasse«. Der lächerlichsteVorschlag eiueS derartigen
Staatensystems rührt von Herrn v. Lindeuau her, dem ehemaligen sächsischen
Staatsminister, aber jeder audere Vorschlag würde im besten Falle nur um eiu
Paar Procent weniger lächerlich anssallen.

Was aber unumgänglich nöthig erscheint, wäre folgende Einrichtung. So¬
wohl das Reichsoberhaupt, als die Nationalversammlung muß mit den Negierun¬
gen der einzelnen Staaten und ihren Ständen in offizieller, lebendiger Wechsel¬
wirkung stehen. Diese kann mir durch Bevollmächtigte ins Werk gesetzt werden.
Eine jede Regierung sendet daher, eben so wie eine jede Ständevcrsammlung, einen
Abgeordneten nach Frankfurt, der ihr Interesse sowohl bei der Rcichsregiernng,
als bei dem Reichstag zu vertreten hat. Dieser Abgeordnete hat ein bestimmtes
Mandat, er kann jeden Augenblick von seinen Comittenten zurückberufen werden.
Er muß an den Sitzungen des Reichstages Theil nehmen, ans Befragen über
alle innern Angelegenheiten seines Landes, die zur Sprache kommen, offizielle
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Rechenschaft geben und darf, so oft er es für gut hält, im Interesse seines Staa¬
tes das Wort nehmen. Ans Stiminrccht darf er natürlich keinen Anspruch machen.
Er hat ebenso die Verpflichtung, seinen Comittenten von den sie betreffendenBe¬
schlüssen der Nationalversammlung offizielle Nachricht zn geben nnd dadurch die
nöthigen Schritte bei den Lvcalständcn zu veranlassen. Eine Vereinigung dieser
Abgeordneten in ein Corps ist überflüssig. Das Zweikammersystem wird ersetzt
durch die Nothwendigkeiteiner dreimaligen Lesnng einer jeden Bill, zwischen wel¬
cher das Gutachten — nicht die Zustimmung — der einzelnen Regierungen nnd
einzelnen Staude einzufordern ist. Unter solchen Umständen ist nicht zu erwarten,
daß die Centralgewalt von den einzelnen Staaten unbillige Opfer fordern wird;
zu billigen und nvtluvendigenOpfern werden sie sich verstehen müssen. Aber auch
nur, wenn diese Einrichtung ins Werk gesetzt wird! Denn die zufällige Notiz¬
nahme, wie wir sie jetzt bei deu einzelnen Landständenfinden, ist eine willkürliche,
ungesetzliche und zweckwidrige.

Wir wollen den einen Fall dieser Notiznahme besprechen, der hier zunächst
vorliegt; ich meine den Jacoby'schcn Antrag in der preußischenConstitnante.

Die Regierung hatte sich über die Wahl des Neichsverwesersden Ständen
gegenüber ungefähr folgendermaßenausgesprochen: sie nehme das Resultat dersel¬
ben mit Freude und Genugthuung an, sie sehe die Nothwendigkeit ein, in der
sich die Nationalversammlung befunden habe, diese Wahl ohne Znziehnng der Re¬
gierungen zu veranstalten, und habe daher auch in formeller Beziehung nichts
einzuwenden; sie müsse sich aber gegen die rechtlichen Cvnscqnenzen eines solchen
Schrittes verwahren nnd das Recht der Natiomilvcrsammlung, in allen Fällen
unbedingt zu verfüge», ohne vorherige Anfrage bei dem preußischen Staate, in
Frage stellen. — Man wird sich erinnern, daß Herr v. Gagern, dessen Rede bei
jenen Verhandlungen den Ausschlag gab, sich ungefähr in demselben Sinne er¬
klärt hatte; er mciute, die einzelne» Regicrnngen würden, aus Gründen der
Zweckmäßigkeit uud in Anbetracht der dringenden Umstände, gegen jene Wahl¬
handlung kein Bedenken haben. In diesem Sinne hatte die große Majorität der
Versammlung die Wahl vollzogen, in diesem Sinne der erwählte Ncichsvcrweser
ste angenommen.

Die radikale Partei in Berlin war aber mit einer solchen Wendung nicht
^frieden. Sie stellte durch Joh an n Iacobu, den berühmten Verfasser der „Vier
^gcn,« den Antrag: über jene Wahlhandlung das.....Mißfallen ^dcr Preußischen
a^^"^ dagegen das Recht derselben, nach Gutdünken über ^
7"- dusche.....Angelegenheitenzu verfügen, unbedingt anzuerkennen nnd daher -
1''>'"> Vorbehalt der^Regiernng für null und nichtig zu erklären.

^Jacoby sagte: unbillige Opfer wird ja wohl die Nationalversammlung
von Preuße« nicht fordern. Das Ministerium hätte eben so gut antworten kön¬
nen: gegen billige Anforderungen werden wir ja wohl keinen Protest einlegen.
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Herr Jacoby bedauerte es, durch das Ministerium zu einer unpraktischen, blos
prinzipiellen Fragestellung gedrungen zu sein, wobei er übrigens zugestand, daß
es möglich wäre, daß die Frankfurter Versammlung sich auch in die Privatange¬
legenheiten der einzelnen Staaten mischen könne, daß es aber dennoch tadelns¬
wert!) vom Ministerium sei, auf solche unwahrscheinliche Eventualitäten hin einen
vorwitzigenVorbehalt auszusprechen.

Wir können nns im Gegentheil über diese Debatte uur freuen. Es ist die
erste, die sowohl ihrem Inhalt als ihrer Durchführung nach einer großen Ver¬
sammlung würdig war. Die Constituante hat bisher ihre zum Theil schönen
Kräfte in Kindereien aufgerieben — wir nehmen davon die berühmte Verhandlung

X Wer Anerkennungder Märzrevolution keineswegs aus, weil es sich auch hier um
KaiseM Hart,, handelte, — sie kam dadurch mit Recht in Übeln Ruf, während hier,
bei einer ernsten, höchst bedeutenden Frage, sowohl das Talent in der Vertheidi¬
gung der verschiedenenAnsichten,als der im Ganzen herrschende Menschenverstand
alle Achtung verdient.

Zunächst glauben wir uns über das Resultat freuen zu müssen. Der Antrag
Jacoby's ist mit einer imposanten Majorität verworfen worden, einer Majorität,
die alle Erwartung übertrifft. Man darf dieselbe nicht dadurch schmälernwollen,
daß man meint, bei einer etwaigen Theilung des Antrags wäre das Resultat ein
anderes gewesen; abgesehen davon, daß die bedeutendsten Sprecher der Linken
selbst sich einer solchen Theilung widersetzten, war die Theilung factisch eingetre¬
ten, denn das AmendementBloem, welches noch weniger Stimmen erhielt, als
der Hauptantrag, enthielt den zweiten Theil des Antrags mit Uebergchnng des
ersten. Das Resultat der Abstimmungist also als feststehend anzunehmen und die
Constituante hat damit zweierlei ausgesprochen.

Einmal, daß sie für den freilich höchst unwahrscheinlichen Fall, die
^ Centralgewalt überschritte den Kreis ihrer Befugnisse, im Verein mit den Regie¬

rungen sich einer solchen Ueberschreitung widersetzen wird.
^. Sodann, daß sie gegen die Einführung .republikanischer Formen in Deutschland

ist. Mehrere der Redner, z. B. Herr v. Kirchmann, der sonst stets mit der
Linken stimmt und der theoretisch für die Republik ist, motivirten ihre Verwerfung
des Jacoby'schen Antrags auf diese Weise. Herr v. Berg erklärte ganz richtig:
an dem Königthum hinge die Existenz Prenßens, mit einer Republik Berlin würde
Rheinland und Westphalen nichts zu thu» habe» wollen. Wir setzen hinzu, die
übrigen Provinzen eben so wenig; Preußen, Pommern, Sachsen, Schlesien, ja

^ die Mark wird sich sehr ernstlich verbitten, Berlin in einer neuen Republik die Stelle
von Paris übernehmen zu lassen; die Berliner sind hier eben so beliebt als in
Süddeutschlaud.

j Die Freude über dies Resultat wird erhöht durch den Gang der Verhandlung
/ selbst. Es fiel keinem Redner ein, die Fahne des preußischen, (d. h. hohenzoller'-
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scheu) Particularismus aufzupflanzen. Andrerseits waren aber ziemlich alle Redner ^
darüber einig, daß ein starkes, mMtiges^ noth- ^
wendig sei. Selbst von denen, welche für Jacoby stimmten, sprachen sich mehrere
und darunter die bedeutendsten, wie Waldeck und Temme, sehr energisch in
diesem Sinne ans. Ein ähnliches frendiges Interesse, für Preußen,.....welches, fich
mit einer Hingebung andie,, .allgemeinen.deutsch« wohl verträgt,
regt sich in den prenHWen^Mgeordnewl ^ zu Frankfurt; so neulich, als ein
Abgeordneter" der äußersten Linken, ich glaube Herr Z iß , ^ich erdreistete, die
Ehre der preußischen Waffen beschimpfen zu wolle». So lange die Männer,
welche das Vertrauen des Voltes haben, an Preußen nicht verzweifeln, so lange
ist Preußen nicht verloren, trotz aller Anfeindung, denn seine Existenz ruht nur
in dieser Gesinnung.

Endlich können wir auch deshalb mit dem Resultat zufrieden sein, weil es
das Bestehen des Ministeriums vorläufig sicher stellt uud weil der bisherige leicht¬
sinnige Ministerwechselvon einer gesetzlich proclamirtcn Anarchie nicht sehr ver¬
schieden war.

Herr Jacoby hat übrigens das tragikomische Schicksal, mit seinem anti¬
preußischen Antrage auch iu der Frankfurter Versammlung durchzufalleu. Dieselbe
erklärte sich höchst entrüstet — sie war gerade im Zuge, sie hatte durch die erhe¬
benden Beschlüsse über Hannover, denen einige gekrönte Häupter als Zuschauer
beiwohnten, ihr Selbstgefühl in Athem gesetzt — über das Attentat der Berliner,
an der Jnfallibilität des alleinseligmachenden Frankfurt zu mäkeln, sie war sehr
geneigt, den Dr. Jacoby in die Klasse der Rebelleu zusammen mit dem König
von Hannover zu werfen uud auf seine Praxis in Königsberg eben so Sequester
zu legen, wie es die äußerste Linke mit dem Königreich Hannover machen wollte.
Ernst Augnst und Johann Jacoby zusammen auf der Bank der Angeklagte»!Der
Gedanke erheitert iu einer trüben Zeit.

Man hat jene Erklärung des preußischen Ministeriums über die Wahl des
Erzherzogs mit der der hannöverschen Regierung in Parallele stellen wollen, aber
""t Unrecht. Der Vorbehalt Prcnßens bezog fich aus eine sehr entfernte und
unwahrscheinliche Eventualität, er trat dem gegenwärtigen Beschluß der Versamm¬
lung in keiner Weise entgegen. Der König von Hannover dagegen und sein Mi¬
nisterium wollen nur vorläufig die rechtlich ihnen zustehenden Einwendungengegen
denselben nicht erheben; sie behalten sich aber vor, später darauf zurückzukommen.
Wenn daher die Stände von Hannover über diese Erklärung ihr Bedauern nicht
zurückdrängenkönnen, wenn die hannöverschen Deputieren beim Reichsparlament
leuen eventuelle« Protest für null und nichtig erklären und, im Einverständnis
mtt der g^z^ Versammlung, den Reichsverwcserzu ernstlichen Remonstrationen
veranlassen; endlich der „deutsche Verein" zu Leipzig eine fulminante Adresse
a» die Hannoveraner erläßt, um ihnen seine Entrüstung an den Tag zu legen,
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so ist das Alles in der Natur der Sache gegründet — das letzte freilich mehr in
der Natur der Sachsen. Die heftigen Ausbrüche des Zorns dagegen, die von
allen Seiten auf die Person des Königs von Hannover einstürmten, hätten ver¬
mieden werden können. Er hat seit den zehn Jahren seiner Regierung schwer an
Deutschland gesündigt, aber man muß ihm zugestehn, daß er von allen den Män¬
nern , die mit ihm in gleicher Schuld stehen, der Offenste und der Entschiedenste
war. Er hat ein großes Verdienst um Deutschland, dem? er war der Erste, wel¬
cher der alten Diplomatie den heuchlerischen Schleier vom Kopf riß und die Recht¬
losigkeit nuserer Zustände dem Volk in ihrer ganzen Abschenlichkeit vor Augen
stellte. Und zudem, er ist ein alter, sehr alter Mauu; er ist dem Grabe uahe
und seiu hochmüthigerGeist uicht mehr zu fürchten; wir können ihn am härtesten
bestrafen, wenn wir über seine Erklärungen wie über seine Proteste einfach zur
Tagesordnung übergehn. —

Daß die äußerste Linke dnrch ihren Autrag, den König ohne Weiteres nach
England zu schicken, selbst die von Patriotismus uud Selbstbewußtsein in einem
gefährlichen Grade aufgeblähte Versammlung, die den römischen Senat in dem
Augenblick, sich gegenüber, für ein kleinstädtisches Spießbürgervölkchen ansah, be¬
lustigte, liegt iu ihrem Privilegium. Daß sich aber die ganze Versammlung zn
dem auffallenden und in seinen Conscquenzen höchst bedenklichen Schritt hinreißen
ließ , den Wydeubruck'schenAntrag anzunehmen, anstatt des höchst vernünftigen
Wesendonck'schen — das spricht dafür, wie wenig wir noch der Willkür des alten
patriarchalischenDespotismus entwöhnt sind, wie wenig wir noch von einem ge¬
schlichen Gang begriffen haben. Welch' sonderbares Verlangen, den König zur
Anerkennung der Wahl zwingen zu wollen! Entweder ist diese Wahl rechtsgiltig
ohne seine Anerkennung — und dann ist es lächerlich, auf einer solchen zu bestehen,

oder sie ist es nicht, dann hat die Versammlung kein Recht, die Anerken¬
nung zu erheischen, keiu anderes Recht, als das der Starke, das Faustrecht. Das
Dilemma ist, denke ich, so klar. Aber als erwachseile Kinder, die an die
Freiheit noch nicht gewöhnt sind, üben wir die neuerworbene Mannhcit in Grob¬
heiten gegen den Schulmeister, der uns früher chikanirt hat.

Die erste Regierungshandlung des Erzherzogs vor seiner Abreise nach Wieu
ist die Bilduug des Neichsministerinms gewesen und der Erlaß einer Proclama-
tion, iu welcher das deutsche Volk zur Ordnung und zum Vertrauen aufgefordert
wird. Deu Anarchisten wird mit energischenMaßregeln der Centralgewalt ge¬
droht. Schou diese Erklärung wird beruhigend wirken, oder wo das nicht der
Fall ist, zu einem Abortus der Revolution Anlaß geben, der für die gute Sache
nur heilsam seiu kaun. In den meisten Fällen, wo wenigstens die Neigung zum
gesetzlichen Fortschritt vvrhaudeu ist, wird eine einfache Willensmeinung genügen.
Mir schwebt dabei Sachsen vor. Der Beschluß der Stände, der sich für das
Zweikammersystem ausspricht, hat bei einem großen Theil des Volks Unzufrieden-
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heit erregt und eine Versammlung von Vaterlandsvereiusdepntirten zu Dresden
hat sich dafür ausgesprochen, das Ministerinm solle die bisherige Verfassung ein¬
seitig aufhebe» und eine constituircndeVersammlung einberufen, um dem Lande
neue demokratische Institutionen zu gebeu. Das ist offenbar der Weg der Revo¬
lution. In absolut regierten Staaten, wie in Oestreich und Preußen, ist er
nicht zu vermeiden, wenn man in die neue Phase des konstitutionellen Lebens
übertreten muß; eS ist besser, daß eine aus den Urwahlen hervorgegangeneCon¬
stituante sich mit der Krone über die nene Staatsform, vereinbart, als daß dieselbe
sie einseitig octroyirt. In Staaten dagegen, die sich bereits einer urkundlichen
Versassungerfreuen, ist ein solcher Weg eben so nnnöthig als ungesetzlich uud ge¬
fährlich. Es wäre ein Staatöstreich, wie ihn, nur in umgekehrtem Sinn, 1838
der König von Hannover durchgeführt. Bei solchen Streitfragen, wo das soge¬
nannte Volk seine abweichende Ansicht von seinen Vertretern mit einem gewissen
Ungestüm laut werdeu läßt, wird die Stimme der Centralgewalt ein sehr wesent¬
liches Gewicht in die Wagschalezu Gunsten der guten Sache werfen.

Für die innern Angelegenheiten Deutschlands kann die Centralgewalt nur
segensreich sein. Weit schlimmer wird mir zu Muthe, wenn ich an die auswär¬
tigen denke und ich muß gestehen, daß mich hier nur der Gedauke beruhigt, das
nenerwählte Ministerium ist offenbar etwas noch weit Provisorischeres, als die
Centralgewalt selbst.

Ich will mich darüber näher erklären.
Diejenigen Portefeuilles, welche für das Reich zunächst Wichtigkeit haben, l

sind das des Aeußcren, des Kriegs und des .Handels. Die Finanzverwaltnug >
wird vor der Hand wenig zn thnn haben, die Rechtspflegeeben so wenig. Das
Ministerium, welchem die internationalen Beziehungen anvertraut wurden, mußte
als das bedeutendste an der Spitze der übrigen stehen. Zu diesem schwierigen
Posten war ein Mann deS unbedingten Vertrauens nothwendig, denn die Mei-
uung thut hier vorläufig mehr zur Sache, als Gcschicklichkeitund vielleicht selbst
Gar«kter. In diesem Augenblick gibt es in ganz Deutschland nur Einen Mann,
d^' ihn mit Erfolg ausfüllen konnte, nur Einen Mann des unbedingten Vertrauens.
Daß Gagern der kritischen und gewiß höchst undankbareil Stellung eines Mi-
uisterpräsidenten die sichere und vielleicht ehrenvollere eines Kammerpräsidenten
^'gezogen hat, ist zu beklagen und kaum zu rechtfertige,^ in solchen Fällen ist
^der verpflichtet, auch die schönste Popularität auf's Spiel zu setzen. Camv-
^-Useu^ ^ man an seiner Stelle vorschlug, ist nicht der Mann, der eine re-
^lmionä> Zeit zu beherrschen im Staude ist. Für seine Wahl sprach eigentlich

die Rücksicht auf Preußen , das mit der Centralgewalt in eine nähere Be¬
gehung zu setzen allerdings eine der wesentlichen Aufgaben des Neichsministeriums
sem müßte. Die Gründe, welche Herrn Camphausen bestimmten, die ihm ange¬
botene Stellung abzulehnen, sind nicht recht deutlich, es scheint, als ob die Aus-

Gr-nMen. III. lzj/ ' ^
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dehnung, welche die Centralgewalt für ihre Souveränität gegenüber den einzelnen
Staaten, namentlich nach den Verhandlungen über die hanöversche Frage in An¬
spruch nimmt, mit seinen politischen Grundsätzen nicht in Einklang stand. Herr
Camphausen ist einer der redlichsten und gewissenhaftesten Männer, die sich unter
den politischenCharakteren unserer Zeit finden mögen; aber diese Gewissenhaftig¬
keit ist zugleich Bedenklichkeit nach allen Seiten hin, er möchte Alles berücksich¬
tigen, Alles schonen, und würde es mit Allen verderben. Einen „kühnen Griff"
zu thun, wie Gagern, und wie es unsere Zeit gebieterisch erheischt, dazu ist er
nicht der Mann. Er hat keinen Zug von Genialität. Aber dennoch hätten wir
seine Wahl der des Baron von Schmerling vorgezogen, und wir können mir
hoffen, und sehr ernstlich wünschen, daß ihm das Portefeuille der auswärtigen
Angelegenheitennur für den Augenblick,d. h. nur bis zur Rückkehr des Erzher¬
zogs aus Wien anvertraut sein werde. Wir wollen absehen von der Jnconve-
nienz, die darin liegt, einem Oestreicher die Reichsverweserschaft, einem Oestreicher
das Ministerpräsidium und die innern Angelegenheiten,einem Oestreicher die aus¬
wärtige Politik übertragen zu sehn; absehen von der Demüthigung Preußens,
das bisher mit der Führung der diplomatischen Verhandlungen in London und
Kopenhagen beauftragt war, und das nun wie ein Schulknabe zurückstehen,das
nun dem Prinzen und dem Minister einer Macht, die sich bis dahin an dem
Kriege gar nicht betheiligt hat, Alles überlassenmuß — wir wollen, sage
ich, absehn von diesen Jnconvenicnzen, obgleich das schwer fällt, aber es ist noch
ein viel ernsteres Bedenken darin. Dieses Bedenken ist Italien.

Bekanntlich ist der nationale Enthusiasmus der Versammlung jetzt im Siede»
Punkt. Sie hat das ausgedehnteBewaffiiungssystemdes Ausschusses angenommen,
und darin sind wir vollkommen mit ihr einverstanden. Aber es juckt sie nun auch
gar zu sehr, ihr Selbstgefühl rechts und links auszulassen, wie den Fuchs vor
dem ersten Napierjungen. Wenn man die donnernden Anklagen gegen den rebel¬
lischen (Rebell ist eine Hauptkategorie der Frankfurter) Herzog von Schleswig hört,
der sich freventlichgegen das (damals noch gar nicht existirende) Reich empört habe,
die Drohung, man wolle dem Krieg nicht eher ein Ende machen, bis nicht etwa
blos die Herzogthümer von den Dänen geräumt, sondern auch der Sundzoll aus¬
gehoben sei; man wolle keinen Fuß breit deutscher Erde abtreten n. s. w., so wird
einem doch etwas bange, um die Besonnenheit des deutschen Volks.

Von der Einsetzung einer Regierung durch Dänemark, das Reich und etwa Eng¬
land gemeinschaftlich, kann natürlich keine Rede sein. Aber eben so wenig ist ein
Recht vorhanden, den Herzog abzusetzen. Die Entfernung aller dänischen Beamten
und Truppen, die Einberufung einer constitnirendenVersammlungund eines aus
der Majorität derselben hervorgehenden Ministeriums und die Garantie der Frei¬
heit der Herzogthümer durch den deutschen Bund — das wären wohl die einfach¬
sten Grnndlagen des Friedens, denn sie sind die Grundlagen des Rechts.
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Hier hoffen wir, daß die Oestreicher, welche jetzt die Centralgewalt bilden,
in den Verhandlungen die friedlichen Gesinnungen der preußischen Diplomatie adop-
tiren werden. Anders sieht es in Italien aus. Herr v. Schmerling ist darin
durch und durch Oestreicher und für Oestreich ist die Suprematie in Italien eine
fixe Idee. Wenn man das Sendschreibendes „ghibellinischen"Professor Gfrö r er,
der bekanntlich der römisch-kaiserlichen Einheit zu Liebe auch die Herrschaft der
Jesuiten geduldet haben würde, an die Nationalversammlung aufmerksam prüft, so
wird man, gegeu die darin ausgesprochenenverruchten Grundsätze, die Theilung
Polens und die Raubkriege Ludwig's XlV. höchst unschuldig ansehen müssen. Von
ähnlichen „Ghibellinen" wimmelt es in Deutschland und namentlich in Frankfurt;
sie möchten, einer leeren nationalen Eitelkeit willen, nicht nur alle Ideen der Ge¬
rechtigkeitmit Füßen treten, sondern auch das eigene Land an den Rand des
AbgrnndS führen. Der drolligste dieser Ghibellinen, der die „Wälschen," die es
wagen, sich gegen den Doppeladler zn empören, nicht nnr durch einen Kreuzzug des
gesammten Deutschland aufs Nene unterwerfen, sondern anch all ihre Güter
confisciren will, ist der Etsch - Korrespondentin der A. Z., und er würde eine
sehr heitere Figur abgeben, wenn die Sache nicht eine so bittere Realität hätte.

Sollte aber dieser Schwindel — wir halten es nicht für möglich — die
Majorität der Nationalversammlung ergreifen, sollte sie die Erbschaft der abscheu¬
lichen Politik eines Metternich und Ficquelmont antreten, wie es leider in dem
sonst so hochherzigen Volk der Oestreicherbei der Mehrzahl der Fall zn sein scheint;
sollte sie, in seiger Nachgiebigkeit gegen den Einfluß der Centralgewalt, aus dem
Eroberungskriege des Hauses Habsburg iu Italien einen deutschen Krieg machen,
d. h. einen Krieg gegen Frankreich, Italien, Dänemark, Schweden, Rußland zu¬
gleich erregen — dann wird die Zeit eintreten, wo jener Vorbehalt der Einzel¬
stände eine Wahrheit wird, dann wird der Ausdruck „provisorisch"nicht nur auf
den Träger der Centralgewalt, sondern auf diese selbst übergehen, und es wird
eine Reaction eintreten, mit der im Vergleich „der Rock des alten Regiments"
bequemer zu tragen war. -j-j-.
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